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Gesetz? Verwaltungsrecht - Allgemeines (Verwaltüngsakts
Fehlerhaftigkeit)

Rechtssatzs Das Zustandekommen eines durch ein Kollegium zu er­
lassenden Verwaltungsaktes setzt ein Dreifaches 
voraus? Die Willensbildung der Mitglieder des Kolle­
giums, die Beschlußfassung durch Abstimmung und die 
Verlautbarung des Beschlusses.. Fehlt es an der Y/il- 
lensbildung und Beschlußfassung des kollegialen Ver­
waltungsorgans, so stellt das nach außen hin in der 
Form eines Verwaltungsakts dieses Organs Geäußerte 
-einen nichtigen Verwaltungsakt dar„

Aktenzeichens III ZU 308/54 
Urto des BGH v. 14* 7* 1936

DG Düsseldorf 
ODG Düsseldorf *



Il£ 2S 308/54
Verkündet am 14<» Juli 1956 
J H H f e  Justizangestellter 

als Uilcundsbeamter der 
Ge schäft sst eile

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

des Landes Nordrhein-Westfalen, vertreten durch den 
Innenmini st er ,

Beklagten, Berufungsbeklagten 
und Revisionsklägers,

- prozeßbevollmächtigter; Rechtsanwalt

gegen
den Polizeimeister ioR» Hans P<

Kläger, Berufungskläger 
und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter; Rechtsanwalt1

hat der IIIc Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 28 => Juni 1956 unter Mitwir­
kung des Senatspräsidenten Prof »Dr« Geiger sowie der 
Bundesrichter Dr«. Pagendarm, Rietschel, Dr, Weber und 
DrQ Hußla

für Recht erkannt;

Die Revision des beklagten Landes gegen das 
Urteil des L  Zivilsenats des Oberlandesge- 
richts in Düsseldorf vom 28, Oktober 1954 wird 
zurüc kg ewi e s en»
Die Kosten des Revisionsverfahrens trägt das 
beklagte Land«

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Der Kläger war seit März 1948 als Oberwachtmeister 
Debenszeitbeamter der Regierungsbezirkspolizei in Düssel­
dorf, Durch Verfügung vom 25« November 1949 wurde er in 
den Ruhestand versetzt. Die ihm zugestellte Verfügung 
lauteten

"Die Polizeibehörde des Düsseldorf, den 25»Nov.l949
Regierungsbezirks Düsseldorf _Der Polizeiausschuß_-_____
lila - 3108 - Abt,. IV/'I - 5600 -o
An den Polizei-Meister (75) 
Herrn Hans PflBi
m
Betrag Ihre Versetzung in den Ruhestand
Auf Grund des § 1 der lcVerordnung der landes-Regierung 
Nordrhein-Westfalen zur Sicherung der Währung und offent- 
l.i.chen Pinanzen vom 19«3»1949 (Gesetz- und Verordnungs­
blatt vom 31c3-1949? Seite 25) und der hierzu erlasse­
nen Durchführungsbestimmungen (veröffentlicht im IJini- 
sterialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen vom 8,60 
1949? Seite 506) sowie der noch in Kraft befindlichen 
Bestimmungen des Deutschen Beamtengesetzes vom 26.1- 
1937 werden Sie

mit Ablauf des 28„ Februar 1950 
in den Ruhestand versetzt.
Sie haben das Recht, innerhalb einer Frist von einem 
Monat, gerechnet vom Tage der Zustellung dieser Ver­
fügung, hiergegen Einspruch beim Polizei-Ausschuß der 
Regierungsbezirkspolizei Düsseldorf, Cecilien-/llee 2, 
einzulegen*
Über die Höhe der Ihnen zustehenden Versorgungsbezüge 
erhalten Sie weiteren Bescheid*

gezo Ge 
Mitglied 

des Pol.iLzeiausschusses L* S.
gezeSc]
Vorsitzender 

des Polizeiausschusses.0
Der auf die Verfügung gesetzte Stempel trägt die Umschrift 
"Die Polizeibehörde des Regierungsbezirks Düsseldorf. Chef
der Polizei”o
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Unstreitig ist die Versetzung des Klägers in den 
Ruhestand durch den Polizeiausschuß nicht beschlossen 
worden. Vielmehr hatten der Vorsitzende des Polizeiaus­
schusses, der Chef der Polizei und der Geschäftsführer 
des vom Polizeiausschuß gebildeten Geschäftsführenden 
Ausschusses geprüft, für welche Beamte die Anwendung von 
Maßnahmen nach der Sparverordnung in Betracht komme* Weil 
man den zur Durchführung der Maßnahmen erforderlichen Be­
schluß des Polizeiausschusses aus Zeitgründen (Befristung 
der Zurruhesetzungsmöglichkeit bis zum 30« November 1949) 
nicht mehr herbeiführen zu können glaubte, wurde der ge- 
schäftsführende Ausschuß eingeschaltet. Nach eingehender 
Erörterung erklärte sich der geschäftsführende Ausschuß 
mit den vom Vorsitzenden des Polizeiausschusses, dem 
Chef der Polizei und dem Geschäftsführer vorgesehenen 
Maßnahmen einverstandene Daraufhin wurde dem Kläger die 
Verfügung vom 25» November 1949 zugestellt* Am 20» Dezem­
ber 1949 wurde diese Verfügung dem Polizeiausschuß mit­
geteilt, der hiervon nur Kenntnis nahm. Der Kläger ließ 
die Verfügung vom 25» November 1949 unangefochten.

Der Kläger vertritt die Ansicht, die Verfügung vom 
25» November 1949 sei nichtig, weil die Versetzung in 
den Ruhestand von einer absolut unzuständigen Stelle aus­
gesprochen worden sei, Er verlangt deshalb die Unter­
schiedsbeträge zwischen seinen Dienstbezügen und den ge­
zahlten Versorgungsbezügen für die Zeit ab 1. März 1950 
und zwar in Höhe eines Teilbetrages von 2,000 DM nebst 
4 $ Zinsen seit dem 1, September 1953j er verlangt die­
sen Teilbetrag in erster Linie für die am weitesten zu­
rückliegende Zeit, hilfsweise für die späteren Monate 
bis zur Gegenwart,

Das beklagte Land hat Klageabweisung beantragt. Es 
vertritt die Ansicht, die Zurruhesetzungsverfügung vom
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25, November 1949 sei rechtswirksam, Der Kläger habe 
dadurch, daß er jene Verfügung im Verwaltungsrechts­
weg nicht angefochten habe, einen etwaigen Zahlungsan­
spruch auch verwirkt; er verstoße ferner gegen Treu und 
Glauben, weil er erst nach Ablauf von 4 Jahren mit dem 
Anspruch auf Nachzahlung seines Gehalts hervorgetreten 
sei c

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die 
Berufung des Klägers hat das Oberlandesgericht das be­
klagte Land zur Zahlung von 2,000 DM nebst 4 $ Zinsen seit 
dem 4« November 1953, dem Zeitpunkt der Klageerhebung, 
verurteilt, die Klage wegen des weitergehenden Zinsan­
spruches abgewiesen, Mit der Eevision begehrt das beklag­
te Lancl völlige Abweisung der Klage, während der Kläger 
um Zurückweisung der Eevision bittet.

EntscheidungsgrUndes

Im bisherigen Prozeßverlauf ist von den Parteien 
und den Gerichten darauf abgestellt worden, ob der Ver­
waltungsakt der Zurruhesetzung nichtig und deshalb auch 
bei Prüfung der vermögensrechtlichen Ansprüche des Klä­
gers trotz der durch § 146 DBG vorgeschriebenen Bindung 
der Gerichte an die Entscheidungen der Verwaltungsbe­
hörden für die Zivilgerichte nicht bindend sei. Das Land- * - * gericht hebt dabei ab auf die O f f e n k u n d i g ­
k e i t  und führt aus, Nichtigkeit wegen absoluter Un­
zuständigkeit,der handelnden Behörde habe die Nichtig­
keit eines Verwaltungsaktes nur dann zur Folge, wenn 
diese Unzuständigkeit o f f  e n k u n d l g  sei; an 
einer solchen Offenkundigkeit der Unzuständigkeit der 
handelnden Behörde fehle es im vorliegenden Palle, Das



- 5 -

Qberlandesgericht verlangt für die Nichtigkeit eines 
Verwaltungsaktes erkennbar nicht, daß die Unzuständig­
keit der handelnden Behörde offenkundig ist» Es geht 
vielmehr davon aus, ein Verwaltungsakt sei bereits dann 
nichtig, wenn er von einer unzuständigen Stelle erlas­
sen sei? es führt dann aus, daß die Zurruhesetzungsver­
fügung im'vorliegenden Palle von einer unzuständigen 
Stelle ausgegangen seio

Die Bevisipn hebt darauf ab, daß die dem Kläger zu­
gegangene Verfügung vom 25* November 1949 von zwei Mit­
gliedern des Polizeiausschusses unterschrieben worden 
sei, die zur rechtsgeschäftlichen Vertretung des Poli­
zeiausschusses befugt gewesen seien* Die Bevision meint, 
es sei' nicht tragbar, wenn bei Kollegialentscheidungen 
die Frage der Ordnungsmäßigkeit und Beschlußfähigkeit 
des Kollegiums, die Frage der Ordnungsmäßigkeit seiner 
Einberufung und die Frage der legitimation jedes einzel­
nen Mitgliedes des Kollegiums im Nichtigkeitsverfahren 
geprüft werde* Infolge der Unterzeichnung der Verfügung 
durch die dazu berufenen Beamten habe eine Verfügung Vor­
gelegen, die äußerlich den Eindruck eines rechtmäßigen 
Verwaltungsaktes mache* Die Zurruhesetzungsverfügung 
trage daher nicht "den Stempel der Fehlerhaftigkeit an 
der. Stirn41 *

Auf diese Erörterungen kommt es jedoch nicht ans

lo Ehe geprüft werden kann, ob die Verfügung vom 
25* November 1949 ein nichtiger oder rechtswirksamer 
Verwaltungsakt ist, bedarf es zunächst der Klarstellung, 
was diese Verfügung in Wahrheit zum Inhalt hat* Die Ee- 
vision scheint - mindestens in einem Teil ihrer Ausfüh­
rungen - davon auszugehen, die Verfügung vom 25« Novem­
ber 1949 rühre von dem Polizeiausschuß als Träger der
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Rechte und Pflichten der Polizei, also von einer juri­
stischen Person, her0 Deshalb hebt sie auf § 2 Abs 2 
Satz 2/3 des vorläufigen Polizeigesetzes ab, wonach 
"Erklärungen, durch die Polizeibehörden verpflichtet 
werden sollen, der Schriftform bedürfen und außer vom 
Vorsitzenden' oder seinem Stellvertreter von einem weite­
ren Mitglied des Polizeiausschusses unterzeichnet wer­
den müssen"o Richtig ist allerdings, daß dann, wenn mit 
der Verfügung vom 25 ■> November 1949 die zur Vertretung 
des Rechtsträgers "Polizei" bestimmte Stelle für diesen 
eine formgerechte Willenserklärung abgegeben hätte, diese 
Willenserklärung als der nach außen wirksame Vorgang den 
Rechtsträger "Polizei" auch dann binden würde, wenn die 
mit der Verfügung vom 25» November 1949 abgegebene Er- 
klarung nicht in Übereinstimmung mit einem die Zurruhe­
setzung des Klägers anordnenden Beschluß des Polizeiaus­
schusses gestanden hätte (vgl dazu S 15/16 des Urteils 
vom 14. Oktober 1954 - III ZR 209/53 sowie S 7/10 des 
von der Revision in Bezug genommenen Urteils vom 16« März 
1951 - V ZR 78/50 -) e. Um eine s o l c h e  Willenserklä­
rung des Rechtsträgers "Polizei" handelt es sich jedoch 
bei der Verfügung vöm 25» November 1949 nicht *

Durch die seitens der Besatzungsmacht veranlaßte 
Umbildung der Polizei in der Zeit nach dem Zusammen­
bruch ist die Polizei aus der Staatsverwaltung herausge­
löst und verselbständigt worden*. In welcher Weise das 
im einzelnen geschehen ist, bedarf hier keiner abschlies­
senden Erörterung," Ob die Stadt- und Regierungsbezirks­
polizei auf Grund jener Neuordnung als ein besonderer 
Zweckverband oder als Körperschaft des öffentlichen 
Rechtes anzusehen ist oder ob der Polizeiausschuß "ein 
für die Polizei handelnder Rechtsträger und als juristi­
sche Person" zu betrachten ist, oder ob es sich bei der.
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Neuordnung der Polizei nur um die organisatorische Ver­
selbständigung eines Teiles der Staatsverwaltung han­
delt (vgl zu alldem? liochs Pas Polizeirecht 2«Aufl S 88/ 
89,* Kleinrahm im JMinBl NRW 1949,131? OGHZ 4,253 Z?60/27; 
BGHZ 2,209 ^12/'? S 8/9 des insoweit in BGHZ 8,383 nicht 
abgedruckten Urteils vom 5» Februar 1953 - III ZR 105/
51 -), ist gleichgültig« Wichtig ist nur die Erkenntnis, 
daß dieser Rechtsträger "Polizei1’ - gleichgültig wie er 
benannljh-ist - für gewisse Aufgaben ein besonderes Organ 
hat, nämlich den "Polizeiausschuß"« Pieser ist nach § 6 
des Gesetzes für bestimmte Angelegenheiten, darunter auch 
für "Versetzungen von Beamten in den Ruhestand" zustän­
dig und verantwortlich, während für andere Aufgaben (vgl 
z«B* § 7 des vorläufigen Polizeigesetzes) der "Chef der 
Polizei" zuständig ist« Wenn der "Polizeiausschuß" auf 
Grund der Regelung in § 2 Abs 2 des Gesetzes, wonach er 
die Polizeibehörde vertritt und klagen und verklagt wer­
den kann, auch als "Rechtsträger der Polizei" anzusehen 
wäre, so käme ihm in dieser Beziehung eine völlig ande­
re Eigenschaft zu wie als Beschlußorgan« Pas Gesetz würde 
alsdann den Ausdruck "Polizei-Ausschuß" in zweifacher 
Bedeutung gebrauchen? nach § 2 für den Rechtsträger, also 
für eine juristische Person des öffentlichen Rechts,, nach 
§ 6 aber für eines der Organe dieses Rechtsträgers» Es 
bedarf hier zunächst der Klarstellung, ob die Verfü­
gung vom 25= November 1949 von dem "Rechtsträger Poli­
zei", als der vielleicht der Polizeiausschuß angesehen 
werden kann, oder von dem "Polizeiausschuß" als Be­
schlußorgan dieses Rechtsträgers ausgegangen ist« Zu 
dieser Prüfung ist das Revisionsgericht befugt, da die 
Verfügung vom 25= November 1949 als ein Verwaltungsakt 
der Auslegung durch das Revisionsgericht zugänglich ist-

Pie Verfügung trägt als Briefkopf die Bezeichnung? 
"Pie Polizeibehörde des Regierungsbezirks Püsseldorf«
Per Polizeiausschuß"« Schon aus diesem Kopf der Ver­
fügung ergibt sich, daß der Polizeiausschuß als ein
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Organ des Rechtsträgers Polizei, nicht aber selbst als 
Rechtsträger tätig werden wolltej bezeichnet sich doch 
der Polizeiausschuß geradezu als einen Teil der "Poli­
zeibehörde des Regierungsbezirks Düsseldorf», wobei 
die Polizeibehörde als "Rechtsträger Polizei" in Erschei­
nung trittc. Damit stimmt überein, daß die Maßnahme der 
Pensionierung eines Polizeibeamten dem Polizeiausschuß 
nach § 6 aaO als kollegialem Organ des Rechtsträgers Po­
lizei übertragen ist» Der Umstand, daß in der Verfügung 
ein Stempel mit der Umschrift? "Die Polizeibehörde des 
Regierungsbezirks Düsseldorf« Chef der Polizei" verwen­
det worden ist, rechtfertigt in keiner Weise die Annahme, 
daß die Zurruhesetzung durch den "Chef der Polizei" aus­
gesprochen werden sollte, denn dieser ist im Text der Ver­
fügung in keiner Weise erwähnt» Der Inhalt der Mittei­
lung gibt auch keinen Hinweis darauf, daß die Zurruhe- 

. setzung des Klägers durch den Vorsitzenden des Polizei- 
ausschusses oder durch den geschäftsführenden Ausschuß 
des Polrzeiausschusses oder dessen Vorsitzenden oder 
durch ein vom geschäftsführenden Ausschuß ermächtigten 
Dreimännerkollegium erfolgt sei„ Die Verfügung vom 25» No­
vember 1949 geht also von dem Polizeiausschuß als einem 
Beschlußorgan aus. Damit steht fest, daß die Verfügung 
vom 25« November 1949 nicht als Erklärung der zur Ver­
tretung des Rechtsträgers Polizei berufenen Stelle die­
sen Rechtsträger ohne Rücksicht darauf bindet, ob der 
für Zurruhesetzungen von Beamten zuständige Polizeiaus­
schuß einen Beschluß über die Zurruhesetzung des Klägers 
gefaßt hat»

2„ Die Verfügung vom 25« November 1949 stellt sich 
vielmehr als Verlautbarung der angeblichen Beschluß­
fassung des Polizeiausschusses dar» Es kann dahinste-
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hen, ob der Vorsitzende des Ausschusses und ein Ausschuß­
mitglied zu einer solchen Verlautbarung über die Beschluß­
fassung des Organs Polizeiausschusses zuständig und be­
rufen waren- Aus § 2 Abs 2 des Gesetzes, der nur die Porm 
der Verpflichtungserklärungen für den "Rechtsträger Poli­
zei" behandelt, ergibt sich eine solche Befugnis jedenfalls 
nicht. Aber unterstellt, die tätig gewordenen Personen, 
nämlich der Vorsitzende und ein Mitglied des Polizeiaus­
schusses, wären zuständig, die Beschlüsse des Organs P<3- 
lizeiausschuß zu verlautbaren, so erhebt sich die Präge, 
welche Bedeutung es hat, daß sie hier unstreitig einen 
vom Polizeiausschuß nicht gefaßten Beschluß als beschlos­
sen verlautbart haben.

Ist, wie hier, nach § 6 f des vorläufigen Polizei­
gesetzes der Verwaltungsakt der Zurruhesetzung eines Be­
amten durch ein kollegiales Organ, nämlich den Polizei­
ausschuß, zu setzen, so setzt das Zustandekommen dieses 
Verwaltungsaktes ein Dreifaches voraus« die Willensbildung 
der Mitglieder des Ausschusses über die Zurruhesetzung, 
die'Beschlußfassung durch Abstimmung und schließlich die 
Verlautbarung des Beschlusses. Unstreitig fehlt es im 
vorliegenden Palle sowohl an der erforderlichen Willens­
bildung wie an der erforderlichen Beschlußfassung des 
kollegialen Organs "Polizeiausschuß". Die Verlautbarung 
allein ersetzt die fehlenden Elemente des Verwaltungs­
aktes des kollegialen Organs jedenfalls dann nicht, wenn 
die Rechtsordnung die Verlautbarung durch die zuständigen 
Stellen.nicht mit dieser Wirkung ausgestattet hat. An ei­
ner solchen Regelung über die heilende Kraft der Verlaut­
barung fehlt es..hier aber.pie Verlautbarung de^'Beschlus­
ses Seiner kollegialen Verwaltungsbehörde bewirkt daher 
nicht, daß der Verwaltungsakt trotz Pehlens derWillens- 
bildung und der Beschlußfassung als wirksam anzusehen
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ist« Das Pehlen einer der Verlautbarung entsprechenden 
Beschlußfassung des Organs stellt vielmehr einen so 
schweren Mangel des "Verwaltungsaktes" dar, daß er nac'h 
den im Verwaltungsrecht entwickelten Grundsätzen über den 
fehlerhaften1- Verwaltungsakt als nichtig zu betrachten 
ist o

Damit stent fest, daß der Kläger nicht durch einen 
Beschluß des P o l i z e i  a u s  s c h u s s e s  zur 
Ruhe gesetzt und damit die Eigenschaft als aktiver Be-

■e ••amter nicht verloren hat,

3r> Die Revision glaubt, die Zurruhesetzung-des Klägers 
auch daraus herleiten zu können* daß der geschäftsfüh­
rende Ausschuß des Polizeiausschusses und der Chef der 
Polizei befugt gewesen seien, den Kläger zur Ruhe zu 
setzen, und daß beide Stellen auch tatsächlich mit der 
Zurruhesetzung des Klägers einverstanden gewesen seien. 
Auf diese Ausführungen kommt es nicht an* da in dem Be­
scheid vom 25o November 1949 dem Kläger eine Zurruhe­
setzung d u r c h  d i e s e  S t e l l e n  nicht 
mitgeteilt worden ist, sondern allein* daß der P o 1 i- 
s e i a u s s c h u ß  ihn zur Ruhe gesetzt habe». Selbst 
wenn jene Stellen den Willen gehabt und die rechtliche 
Pähigkeit besessen hätten, den Kläger in den Ruhestand 
zu versetzen, so hätte das rechtliche Wirkung für den 
Kläger nicht zur Polge gehabt, weil sich aus der ihm 
zugestellten yerfügung nicht ergab, daß mit ihr eine 
Entschließung einer jener anderen Stellen bekanntge­
geben werden sollte^

♦ * v « .

1st der Kläger aber nicht rechtswirksam in den 
Ruhestand versetzt, so stehen ihm die eingeklagten Ge­
halt sanspruche zu, da die übrigen Ausführungen des Be-
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rufungsgerichts, die auch von der Revision nicht ange­
griffen worden sind, einen Rechtsirrtum nicht erkennen 
lassen- Entsprechend der vom Kläger noch im Revisions­
rechtszug rechtswirksam vorgenommenen Aufteilung des 
geltend gemachten Teilbetrages stehen ihm die zuerkann­
ten Beträge aus den ersten Monaten seit dem 1= März 1950 
zu«

Die Revision des beklagten Bandes ist daher mit der 
Kostenfolge aus § 9T ZPO als unbegründet zurtickzuweisen»,

Dr* Geiger. Dr» Pagendarm Rietschel
Dr» Weber Dr« Hußla

■%


